
Kollektive Sicherheit 
dient den Interessen ganz Europas!

Die Durchführung der Konferenz der Außenminister der Sowjetunion, Großbritanniens, Frankreichs und der 
USA in Berlin vom 25. Januar bis 18. Februar 1954 ist ein großer Erfolg der Völker in ihrem Kampf um die 
Lösung der offenen internationalen Fragen mit friedlichen Mitteln.

Sie bedeutet nicht nur einen Sieg über die von den imperialistischen Staaten verfolgte Politik der Stärke 
und des kalten Krieges, sondern sie ist auch der Beweis dafür, daß die herangereiften internationalen Probleme 
auf dem Wege von Verhandlungen gelöst werden können. Wenn nur in wenigen der Fragen, die auf Vorschlag 
des Außenministers der UdSSR, W. M. M o l o t o w ,  auf die Tagesordnung der Konferenz gesetzt worden waren, 
befriedigende Ergebnisse erzielt wurden, so ist dies auf die Haltung der Delegationen der Westmächte und ins
besondere der Delegation der USA zurückzuführen. Während die Vertreter dieser Staaten selbst keine kon
struktiven Vorschläge unterbreiteten, lehnten sie hartnäckig einen Vorschlag der UdSSR nach dem anderen 
ab. Dabei zielten die Vorschläge des sowjetischen Außenministers Molotow einzig und allein darauf ab, die 
internationale Lage weiter zu entspannen und den Frieden in der Welt auf viele Jahre zu sichern.

Die Haltung der sowjetischen Delegation war bestimmt von dem Bestreben, den für eine Friedenssicherung 
unabdingbaren Prinzipien der Souveränität, der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten, der Gleichberechtigung der Staaten und der gewissenhaften Erfüllung der internationalen Verträge 
und Vereinbarungen wieder allgemeine Achtung zu verschaffen. Es sind dies die Prinzipien, die der großen 
Gemeinschaft der im zweiten Weltkrieg vom Faschismus bedrohten Völker zugrunde gelegen haben und die in der 
Charta der UN, im Potsdamer Abkommen und in den anderen völkerrechtlichen Manifestationen festgelegt sind. 
Für die Gewährleistung des Friedens und der Sicherheit in Europa sowie zur Verhinderung von Aggressionen ist 
der Vorschlag des Außenministers Molotow, einen Vertrag über die kollektive Sicherheit in Europa abzuschließen, 
von außerordentlicher Bedeutung. Teilnehmer dieses Vertrages können alle europäischen Staaten — unabhängig 
von ihrer Gesellschaftsordnung — sein, die an der Erhaltung des Friedens interessiert sind. Dieser Vertrag verhindert 
die Bildung einander entgegengestellter Staatengruppierungen, welche — wie die Geschichte lehrt — der Vor
bereitung eines Krieges dienen.

Das Verhalten der Außenminister der Westmächte, die unter Ablehnung dieses Vorschlages an dem System 
des aggressiven Nordatlantikpaktes und insbesondere an der Bildung der Europäischen Verteidigungsgemein
schaft festhielten, steht in offenem Widerspruch zu den Grundsätzen der Vereinten Nationen, nach denen die 
kollektive Sicherheit als wirksamstes Instrument für die Erhaltung des Friedens anerkannt und das nationale 
Selbstbestimmungsrecht als allgemeines und unantastbares Prinzip des Völkerrechts festgelegt wird Für die 
Achtung dieser Grundsätze haben die Völker der Vereinten Nationen im Kampf gegen die faschistische Aggres
sion gewaltige Opfer gebracht. Wer heute diese Grundsätze aufgibt und mißachtet, der mißachtet auch diese 
Opfer und hat damit das Recht verloren, sich als Kämpfer für Frieden, Demokratie und Völkerfreiheit zu be
zeichnen.

Mit der Frage der Gewährleistung der Sicherheit in Europa ist die deutsche Frage aufs engste verbunden. 
Die Schaffung eines friedliebenden, demokratischen deutschen Staates trägt entscheidend zur Gewährleistung 
des Friedens und der Sicherheit in Europa bei. Den konstruktiven, die Interessen und Rechte des deutschen 
Volkes respektierenden Vorschlägen des Außenministers Molotow über den Abschluß eines Friedensvertrages, 
Abzug der Besatzungstruppen, Bildung einer provisorischen deutschen Regierung, Durchführung wirklich freier 
Wahlen usw. setzten die westlichen Außenminister den sog. „Edenplan“ entgegen, der die Bildung eines aggres
siven, revanchelüsternen Deutschland zum Ziel hat und der dem ganzen deutschen Volk seine nationalen 
Rechte auf Jahrzehnte hinaus rauben will. Dieser Plan negiert nicht nur die Interessen des deutschen Volkes, 
sondern auch die dem deutschen Volk aus den Prinzipien des Völkerrechts erwachsenden und ihm in den inter
nationalen Vereinbarungen ausdrücklich zuerkannten Rechte. Nur auf der Grundlage dieser Rechte ist die 
Lösung der deutschen Frage möglich. Dabei ist unabdingbare Voraussetzung, daß Vertreter des deutschen 
Volkes bei der Behandlung der deutschen Frage mitwirken. Die Ablehnung des die Teilnahme deutscher Ver
treter fordernden Vorschlages des Außenministers Molotow durch die drei westlichen Außenminister ist eine 
eklatante Verletzung des nationalen Selbstbestimmungsrechts des deutschen Volkes und beweist, daß die West
mächte an einer Lösung der deutschen Frage nicht interessiert sind.

Dieses Verhalten der drei westlichen Außenminister zwingt die Völker, den Kampf um die Lösung der deut
schen Frage und darüber hinaus aller offenen internationalen Probleme zu verstärken.
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